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Drucksache Drucksache-Nr.:

der Kreisverwaltung Segeberg DrS/2018/163
öffentlich

Fachdienst Gremien, Kommunikation, Controlling Datum: 27.08.2018

Beratungsfolge:
Status Sitzungstermin Gremium

Ö 25.09.2018 Hauptausschuss
Ö 27.09.2018 Kreistag des Kreises Segeberg

Wahl der Vertrauensleute in der Verwaltungsgerichtsbarkeit

Beschlussvorschlag:

Für die Neuwahl der Vertrauensleute in der Verwaltungsgerichtsbarkeit und 
deren Vertreterinnen und Vertreter werden

1. Sven-Hilmer Brauer
2. Rita Marcussen

und als Vertreterinnen und Vertreter

1. Annette Glage
2. Ralf Demmler

vorgeschlagen.
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Sachverhalt:

Mit Ablauf des 31. März 2019 endet die Amtsperiode der Vertrauensleute sowie 
ihrer
Vertreterinnen und Vertreter des jeweils bei dem Oberverwaltungs- und 
Verwaltungsgerichts zu bildenden Ausschusses für die Wahl der ehrenamtlichen 
Verwaltungsrichterinnen und -
richter.

Gemäß § 68 Landesjustizgesetz sind die Vertrauensleute und ihre Vertreterinnen 
und Vertreter zum 01. April 2019 für erstmals 5 Jahre neu zu wählen. Die 
vorgeschlagenen Personen müssen die Voraussetzungen zur Berufung als 
ehrenamtliche Richterinnen und Richter nach §26 Abs. 2 Satz 3 VwGO erfüllen 
(vgl. § 20 VwGO) erfüllen und dürfen nicht zu dem in § 22 VwGO genannten 
Personenkreis gehören. Die Vorschläge haben jeweils eine Kandidatin und einen 
Kandidaten zu enthalten, deren Wohnsitz innerhalb des Gerichtsbezirks liegen 
muss.

Für die vergangene Wahlperiode hat der Kreistag für die Neuwahl der 
Vertrauensleute

1. Sven-Hilmer Brauer
2. Lore Würfel

und als Vertreterinnen und Vertreter

1. Gerd-Rainer Busch
2. Annette Glage

vorgeschlagen.
 

Finanzielle Auswirkungen:

X Nein

Ja:

Darstellung der einmaligen Kosten, Folgekosten

Mittelbereitstellung
Teilplan:
In der Ergebnisrechnung Produktkonto:
In der Finanzrechnung investiv Produktkonto:

Der Beschluss führt zu einer über-/außerplanmäßigen Aufwendung bzw. 
Auszahlung
in Höhe von Euro
(Der Hauptausschuss ist an der Beschlussfassung zu beteiligen)
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Die Deckung der Haushaltsüberschreitung ist gesichert durch
Minderaufwendungen bzw. -
auszahlungen beim Produktkonto:

Mehrerträge bzw. -einzahlungen beim 
Produktkonto:

Bezug zum strategischen Management:

X Nein

Ja; Darstellung der Maßnahme

Belange von Menschen mit Behinderung sind betroffen:

X Nein

Ja

Belange von Menschen mit Behinderung wurden berücksichtigt:

X Nein

Ja

Anlage/n:

Auszug aus der Verwaltungsgerichtsordnung 



§ 20 

 

Der ehrenamtliche Richter muß Deutscher sein. Er soll das 25. Lebensjahr vollendet und 

seinen Wohnsitz innerhalb des Gerichtsbezirks haben. 

 

 

§ 22 

 

Zu ehrenamtlichen Richtern können nicht berufen werden 
 

1. Mitglieder des Bundestages, des Europäischen Parlaments, der gesetzgebenden 

Körperschaften eines Landes, der Bundesregierung oder einer Landesregierung, 

2. Richter, 

3. Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, soweit sie nicht ehrenamtlich tätig 

sind, 

4. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, 

4a. (weggefallen) 

5. Rechtsanwälte, Notare und Personen, die fremde Rechtsangelegenheiten 

geschäftsmäßig besorgen. 

 

 

§ 26 

 

(1) Bei jedem Verwaltungsgericht wird ein Ausschuß zur Wahl der ehrenamtlichen Richter 

bestellt. 

 

(2) Der Ausschuß besteht aus dem Präsidenten des Verwaltungsgerichts als Vorsitzendem, 

einem von der Landesregierung bestimmten Verwaltungsbeamten und sieben 

Vertrauensleuten als Beisitzern. Die Vertrauensleute, ferner sieben Vertreter werden aus den 

Einwohnern des Verwaltungsgerichtsbezirks vom Landtag oder von einem durch ihn 

bestimmten Landtagsausschuß oder nach Maßgabe eines Landesgesetzes gewählt. Sie 

müssen die Voraussetzungen zur Berufung als ehrenamtliche Richter erfüllen. Die 

Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Zuständigkeit für die 

Bestimmung des Verwaltungsbeamten abweichend von Satz 1 zu regeln. Sie können diese 

Ermächtigung auf oberste Landesbehörden übertragen. In den Fällen des § 3 Abs. 2 richtet 

sich die Zuständigkeit für die Bestellung des Verwaltungsbeamten sowie des Landes für die 

Wahl der Vertrauensleute nach dem Sitz des Gerichts. Die Landesgesetzgebung kann in 

diesen Fällen vorsehen, dass jede beteiligte Landesregierung einen Verwaltungsbeamten in 

den Ausschuss entsendet und dass jedes beteiligte Land mindestens zwei Vertrauensleute 

bestellt. 

 

(3) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn wenigstens der Vorsitzende, ein 

Verwaltungsbeamter und drei Vertrauensleute anwesend sind. 
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